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 WEG-Veräußerungszustim-
mung ist nur begrenzt widerruf-
lich
 
BGH, Beschluss vom 06.12.2018, Az.: V ZB 134/17 
 
Die erteilte WEG-Veräußerungszustimmung wird 
unwiderruflich, sobald die schuldrechtliche Ver-
einbarung über die Veräußerung wirksam gewor-
den ist. 
 Im streitgegenständlichen Fall bedarf die 
Veräußerung des Wohnungseigentums nach der 
Teilungserklärung der Billigung des Verwalters. Ein 
Wohnungseigentümer verkaufte vier Eigentums-
wohnungen. In derselben notariellen Urkunde 
wurde zugleich auch die Auflassung erklärt. Der 
Verwalter hat seine Zustimmung zur Veräußerung 
vor dem mit der Durchführung des Vertrages be-
trauten Notar erklärt und das Grundbuchamt hat 
die bewilligte Vormerkung zur Sicherung des Auf-
lassungsanspruchs eingetragen. Am 11.07.2016 wi-
derrief der Verwalter seine Zustimmung gegenüber 
dem Notar und teilte dies dem Grundbuchamt mit. 
Am 06.09.2016 beantragte der Notar die Eintra-
gung der Auflassung. Das Grundbuchamt hat das 
Fehlen der Verwalterzustimmung beanstandet und 
die Eintragung des Erwerbers abgelehnt. Das 
Oberlandesgericht hat die Beschwerde des Woh-
nungseigentümers zurückgewiesen.  
 Der Bundesgerichtshof (BGH) musste end-
gültig entscheiden, bis zu welchen Zeitpunkt die 
erteilte Veräußerungszustimmung – insbesondere 
in Bezug auf das dingliche Rechtsgeschäft (Erfül-
lungsgeschäft) – wirksam widerruft werden kann. 
Bisher wurden drei verschieden Ansichten vertre-
ten: (1) die Zustimmung ist widerruflich, bis die 
dingliche Einigung bindend geworden und der Ein-
tragungsantrag gestellt worden ist, (2) die Zustim-
mung ist unwiderruflich, wenn sie wirksam gewor-
den ist, (3) die Zustimmung kann nach Abschluss 
des zur Veräußerung verpflichtenden Vertrages 
nicht mehr widerrufen werden. Der BGH folgte der 
dritten Ansicht. Der BGH hat darauf hingewiesen, 
dass bei der rechtlichen Bewertung des Zustim-
mungsvorbehalts mehr die Entstehungsge-
schichte, Systematik sowie Sinn und Zweck der 

Zulassung des Zustimmungsvorbehalts als die 
rechtlichen Unterschiede zwischen Verpflich-
tungs- und Erfüllungsgeschäften berücksichtigt 
werden müssen. Daraus ergibt sich, dass die Zu-
stimmung zu der Veräußerung des Wohnungsei-
gentums nur einheitlich erteilt werden kann, d.h. in 
Bezug auf den Gesamtvorgang der Veräußerung 
von Wohnungseigentum. Die Beurteilung des Er-
werbs des Wohnungseigentums durch den Zustim-
mungsberechtigten basiert nämlich eher auf per-
sonellen Auswirkungen des Erwerbsvorgangs oder 
auf den Auswirkungen auf geschützte wirtschaftli-
che oder auch öffentliche Anliegen. Die techni-
schen Einzelheiten, die für den Vollzug des Er-
werbs erforderlich sind, spielen bei der Entschei-
dung über die Erteilung oder die Versagung der Zu-
stimmung zu diesem Erwerb keine Rolle. Somit 
entschied der BGH, dass die erteilte Zustimmung 
nicht mehr widerrufen werden kann, nachdem das 
schuldrechtliche Verpflichtungsgeschäft wirksam 
geworden ist. 
 
Fazit:  

Die gesetzlichen Regelungen über die Veräuße-

rungszustimmung müssen unter Berücksichtigung 

der Interessen des veräußernden Wohnungseigen-

tümers, des Erwerbers sowie des Zustimmungsbe-

rechtigten ausgelegt werden. Sie ermöglichen je-

doch nicht den Widerruf der zu der Veräußerung 

des Wohnungseigentums bereits erteilten Zustim-

mung in Bezug auf das dingliche Rechtsgeschäft. 

Dies könnte nämlich dazu führen, dass der Veräu-

ßerer dem Erwerber gegenüber schuldrechtlich 

verpflichtet wäre, ohne diesen Anspruch erfüllen 

zu können. Der Zustimmungspflichtige hat es aber 

in der Hand, vor Erteilung der Zustimmung zu prü-

fen, ob ausreichende Gründe für deren Verweige-

rung vorliegen.  
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 Verjährungslauf erst mit voll-
ständiger Rückgabe der Mietsa-
che 
 
BGH, Urteil vom 27.02.2019, Az.: XII ZR 63/18 

 
Die Verjährung von Ersatzansprüchen beginnt erst 
mit Besitzerlangung des Vermieters und endgülti-
ger Aufgabe des Besitzes durch den Mieter. 

Im streitgegenständlichen Fall war im 
Mietvertrag vereinbart, dass der Mieter nach sei-
ner Kündigung am 30.09.2012 die Mieträume voll-
ständig geräumt, gesäubert und in fachgerecht re-
noviertem, und, soweit erforderlich, instandge-
setztem Zustand zurückgibt. Zudem hatte der Mie-
ter vorgenommene Einbauten zu entfernen. Im Ok-
tober 2012 räumte der Mieter das Objekt, ohne 
seine Einbauten zu entfernen. Am 09.11.2012 bot er 
mittels Schreiben die sofortige Rückgabe der Miet-
sache unter Vorschlag eines Termins zur Besichti-
gung an, um sich über die Einbauten und eine mög-
liche Übernahme durch den Vermieter zu einigen. 
Nach einer Besichtigung am 14.12.2012 teilte der 
Vermieter dem Mieter mit, welche Einbauten noch 
zurückgebaut werden müssen. Nach Durchfüh-
rung gab der Mieter die Mietsache am 08.02.2013 
zurück. Der Vermieter verlangte später weitere 
Mangelbeseitigungsarbeiten, die der Mieter am 
13.06.2013 endgültig ablehnte. Der Vermieter er-
hob daraufhin Klage, die dem Mieter am 
01.08.2013 zugestellt wurde. Der Mieter ist der An-
sicht, dass etwaige Schadensersatzansprüche des 
Vermieters wegen der sechsmonatigen Verjäh-
rungsfrist in § 546 Abs. 1 BGB abgelaufen seien. 

Der Bundesgerichtshof (BGH) ent-
schied zugunsten des Vermieters. Die Schadenser-
satzansprüche des Vermieters sind laut BGH nicht 
verjährt, da die Verjährungsfrist erst mit Rückgabe 
der Mietsache beginnt. Die Rückgabe setzt wiede-
rum eine Änderung der Besitzverhältnisse im Sinne 
einer unmittelbaren Sachherrschaft zugunsten des 
Vermieters voraus. Erst dann kann der Vermieter 

sich ungestört ein umfassendes Bild von etwaigen 
Veränderungen der Mietsache machen. Der Mieter 
muss zudem seinen Besitz vollständig und unzwei-
deutig aufgeben. Eine Ermöglichung der Besichti-
gung durch den Vermieter während des Besitzes 
des Mieters ist nicht ausreichend. 

Aus diesen Gründen hat die Verjäh-
rungsfrist erst mit Ablauf des 08.02.2013 begon-
nen, denn erst an diesem Tag hat der Vermieter die 
Räume nebst Schlüsseln zurückerhalten. Vorher 
hatte der Mieter den Besitz nicht vollständig und 
unzweifelhaft zugunsten des Vermieters aufgege-
ben. Das Rückgabeangebot vom 09.11.2012 ist 
hierbei unschädlich und lässt die Frist nicht lau-
fen, da sich aus dem Inhalt des Schreibens ergibt, 
dass eine vorbehaltlose Besitzaufgabe mit dem 
Rückgabeangebot nicht beabsichtigt war, sondern 
die Einigung über die Einbauten noch ausstand. 
Somit wurde die Klage innerhalb der sechsmonati-
gen Verjährungsfrist erhoben. 
 
Fazit:  
Möchten Mieter die sechsmonatige Verjährungs-
frist nach Rückgabe der Mietsache in Gang setzen, 
so müssen sie den Besitz an der Mietsache voll-
ständig und vorbehaltlos aufgeben und dem Ver-
mieter den Besitz wieder einräumen. Nach einer 
solchen Rückgabe hat der Vermieter die kurze Ver-
jährungsfrist für seine Ansprüche zu beachten. 
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